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		  www.bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Horst Butschinek	 horst.butschinek@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Sönke Patzer 	 soenke.patzer@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 Alexander Sammer 	 alexander.sammer@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzender	 René Selle	 rene.selle@bsbd.de

Stellv. Bundesvorsitzende
Schriftleitung	 Anja Müller 	 vollzugsdienst@bsbd.de

Geschäftsstelle: 	 Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands
	 Waldweg 50 · 21717 Deinste · post@bsbd.de

Landesverbände	 Vorsitzende

Baden-Württemberg	 Alexander Schmid 	 Alex.Bodman@web.de
		  www.bsbd-bw.de

Bayern	 Ralf Simon 	 post@jvb-bayern.de
		  www.jvb-bayern.de

Berlin	 Thomas Goiny 	 mail@bsbd-berlin.de
		  www.bsbd-berlin.de 

Brandenburg	 Dörthe Kleemann 	 bsbd.brb-geschaeftsstelle@email.de
		  www.bsbd-brb.de

Bremen	 Sven Stritzel 	 sven.stritzel@jva.bremen.de

Hamburg	 Thomas Wittenburg 	 thomas.wittenburg@lvhs-hamburg.de
		  www.lvhs-hamburg.de

Hessen	 Birgit Kannegießer 	 vorsitzende@bsbd-hessen.de
		  www.bsbd-hessen.de

Mecklenburg-Vorpommern	 Hans-Jürgen Papenfuß 	hans_j_papenfuss@me.com
		  www.bsbd-mv.de

Niedersachsen	 Oliver Mageney 	 oliver.mageney@vnsb.de
		  www.vnsb.de

Nordrhein-Westfalen	 Ulrich Biermann 	 ulrich.biermann@jva-bielefeld-senne.nrw.de
		  www.bsbd-nrw.de

Rheinland-Pfalz	 Winfried Conrad 	 bsbd.winfried.conrad@t-online.de 	
		  www.bsbd-rlp.de

Saarland	 Markus Wollscheid 	 M.Wollscheid@justiz.saarland.de

Sachsen	 René Selle 	 selle@bsbd-sachsen.de
		  www.bsbd-sachsen.de

Sachsen-Anhalt	 Mario Pinkert 	 mario.pinkert@bsbd-lsa.de
		  www.bsbd-lsa.de

Schleswig-Holstein	 Thomas Steen 	 steen@bsbd-sh.de
		  www.bsbdsh.de

Thüringen	 Jörg Bursian 	 post@bsbd-thueringen.de
		  www.bsbd-thueringen.de
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Personalrätekonferenz für die örtlichen Personal­
vertretungen der Sächsischen Justizvollzugsanstalten
Betriebliches Eingliederungsmanagement, Behördliches Gesundheitsmanagement, Beurteilung und  
Beförderungen waren Themen im „pentagon³“ in Chemnitz

Der Hauptpersonalrat am Säch­
sischen Staatsministerium der 
Justiz organisierte in Zusam­

menarbeit mit dem dbb – Deutscher 
Beamtenbund und Tarifunion – am 11. 
und 12. November 2019 eine Personal­
rätekonferenz für die örtlichen Perso­
nalvertretungen der Justizvollzugsan­
stalten, wo unter anderem die Themen 
„Betriebliches Eingliederungsmanage­
ment und Behördliches Gesundheits­
management“ zwar nicht abschließend, 
aber zumindest umfänglich besprochen 
und diskutiert werden konnten. Seine 
lange Erfahrung als Personalratsvor­
sitzender bei der Bundespolizei konn­

te unser Dozent, Herr Norbert Witte, 
ausreichend einbringen. Herr Witte 
nahm Bezug auf bereits auf örtlicher 
Ebene geschlossene Dienstvereinba­
rungen und veranschaulichte Umset­
zungsrichtlinien anhand einer Power-
Point-Präsentation. 

Rückkehrgespräche sollen nach 
jeder Erkrankung stattfinden
Er ging dabei auf die Gleichstellung 
von Schwerbehinderten bei Beamten 
des Freistaates ebenso ein wie auf den 
Kontakt zum und die Rolle des Integra­
tionsamtes. Rückkehrgespräche sollen 
nach jeder Erkrankung stattfinden und 

sind nicht Bestandteil des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements, vielmehr 
sind sie Bestandteil des Dienst- und 
Treueverhältnisses aus den Grund­
sätzen des Berufsbeamtentums. Eine 
Dienstvereinbarung sollte dahingehend 
für Tarifbeschäftigte und Beamte aus­
formuliert werden. 

Der Personalrat spielt hier eine wich­
tige Rolle: unter Beibehaltung seiner 
Schweigepflicht (der Vertreter ist in die­
sem Fall auch seinen Personalratsmit­
gliedern gegenüber zur Geheimhaltung 
verpflichtet) ist er Teil eines zu bilden­
den BEM-Teams, welches außerdem 
aus einem Vertreter der Dienststellen­

Chemnitz, Stadt der Moderne.

Blick in den Konferenzraum. Ministerialdirigent Willi Schmid begrüßte die Konferenzteilnehmer.
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leitung, dem Vertreter der Schwerbe­
hindertenvertretung, der Frauenbeauf­
tragten und dem Beschäftigten selbst 
besteht. 

Die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
und der Betriebsarzt können ebenfalls 
bestimmt werden oder im Rahmen der 
jeweils fachlichen Beurteilung hinzuge­
zogen werden. Mit dem Betroffenen 
sind dann eine Situationsanalyse und 
die weiteren Maßnahmen zu planen. 
Hinsichtlich der Arbeitssicherheit wur­
de darauf hingewiesen, dass für jeden 
Arbeitsplatz eine Gefährdungsbeurtei­
lung erforderlich ist. 

Da in allen Dienststellen die gleiche 
Verfahrensweise gelten sollte, wurde 
von den Teilnehmern eine Rahmen­
dienstvereinbarung zum „Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement“ zwischen 
dem Sächsischen Staatsministerium 
der Justiz und dem Hauptpersonalrat 
thematisiert und als sinnvoll einge­
schätzt.

Betriebliches Eingliederungs­
management ist wichtig
Durch die krankheitsbedingte Absa­
ge der Staatssekretärin, Frau Andrea 
Franke, konnte das Gremium kurzfristig 
den Abteilungsleiter IV am Sächsischen 
Staatsministerium der Justiz, Herrn 
Willi Schmid, begrüßen. Er übermit­
telte Grußworte und machte in seinen 
Ausführungen klar, wie wichtig das Be­
triebliche Eingliederungsmanagement 
bei den hohen Zahlen an Krankheits­
tagen bei den Bediensteten des Jus­
tizvollzuges ist. 

Da der Personalabbau vorerst ge­
stoppt werden konnte und im Rahmen 
der Ausbildungsoffensive mehr Anwär­
ter eingestellt werden, sollten sich diese 
Aspekte positiv auf die Arbeitssituation 
im Justizvollzug auswirken. Die Um­
setzung in den Anstalten und am Aus­
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bildungszentrum Bobritzsch gestaltet 
sich noch schwierig, da alle Beteiligten 
damit auch einen hohen Aufwand zu 
verzeichnen haben. Parallel dazu ist 
die von der Hausspitze initiierte „Ar­
beitsgruppe Personalbedarfserhebung 
für den Justizvollzug“ fast am Ende ih­
rer reichlich einjährigen Erhebung des 
Bedarfs im allgemeinen Vollzugsdienst 
angekommen. Die Berichte werden 
demnächst im Rahmen der Stellung­

nahme an die Justizvollzugsanstalten 
übersandt. Hier wird sich ein hohes 
und fundiertes Input als Basis für wei­
tergehende Verhandlungen im Säch­
sischen Landtag erhofft. Herr Schmid 
führte außerdem aus, dass die finan­
zielle Forderung nach einem Zuschlag 

für die Bediensteten der Sicherungs­
verwahrung umgesetzt wurde und die 
Personalplattform für den Justizvollzug 
mehr Klarheit für versetzungswillige 
Bedienstete schafft. 

Hier werden die Probezeitbeamten 
anhand der vorliegenden Versetzungs­
gesuche nach Sozialkriterien zugeord­
net. Danach ging er noch auf die aktu­
ellen Vorkommnisse ein. Das Seminar 
wurde mit den genannten Themen 

weitergeführt und anhand 
des ausgereichten Flyers 
in das Thema „Verfah­
rensweise bei vorzeitigen 
Ruhestandsversetzungen“ 
eingegangen: genug Ma­
terial für den zweiten Tag 
und eigentlich darüber hi­
naus. 

Des Weiteren konnten 
wir den Referatsleiter IV.1, 
Herrn Rainer Hujer, zum 
Thema „Richtlinien für 
Beförderungen und Beur­
teilungen“ begrüßen. Im 
Rahmen einer Präsentati­
on ging er auf die gesetz­
lichen Grundlagen ein und 
stand für die Diskussion 
mit den Teilnehmern zur 
Verfügung. Zwei gefüllte 
Tage in angenehmer At­
mosphäre des Tagungs­
zentrums „pentagon³“ in 
Chemnitz, bei denen das 
Thema „Behördliches Ge­
sundheitsmanagement“ 
aus Zeitgründen zu kurz 

kam, ließen Zeit für Gespräche zwi­
schen den Personalvertretungen und 
dienten nicht nur der Wissensvertie­
fung, sondern auch der Kontaktpflege 
in den Pausen und am Abend im „Turm­
brauhaus Chemnitz“. 

S. Völker-Eckert� ■

Dozent Norbert Witte, PR-Vorsitzender der Bundespolizei mit  
seinen Ausführungen.
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